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Allgemeines zur gesetzlichen

Unfallversicherung

1.1 Historischer Riickblick

Durch die industrielle Revolution, die zu Ende des 18. Jahrhunderts begann, an-
derten sich die Arbeitsbedingungen der Industrie- und Fabrikarbeiter:innen
schlagartig. Vermehrt wurden Maschinen eingesetzt, deren Handhabung durch
ungeschulte Arbeitskrafte ein enormes Verletzungsrisiko in sich barg. Mangelnde
Ausfiihrungen und fehlende Schutzeinrichtungen taten das Ihre dazu. Durch das
Fehlen eines sozialen Netzes gerieten verunfallte Arbeiter:innen rasch in exis-
tenzielle Bedrangnis.

Die Arbeitskraft stellte zur damaligen Zeit die einzige Einkommensquelle der
meist kinderreichen Familien dar, wobei die Entlohnung schlecht und die Schaf-
fung finanzieller Riicklagen unmdglich war. Verletzten Arbeitnehmer:innen stand
zwar die Mdglichkeit offen, schadenersatzrechtliche Anspriiche gegeniiber
dem Arbeitgeber geltend zu machen, doch waren sie dabei mit einer Reihe
von Problemen konfrontiert:

® der Zugang zu den Gerichten war flr Arbeiter:innen aufgrund ihrer gesell-
schaftlichen Stellung schwer;

o Arbeitnehmer:innen mussten ein schuldhaftes Verhalten des Arbeitgebers
nachweisen:

® die Verfahren dauerten lange und hatten zumeist den Verlust des Arbeitsplat-
zes zur Folge.

-> Durch das 1854 in Kraft getretene Berggesetz wurde erstmals eine Kran-
ken-, Unfall- und Invaliditatsversicherung fiir Bergarbeiter:innen eingefiihrt.
1888 folgte nach langjahrigen Vorarbeiten das fir die damalige Zeit fort-
schrittliche Arbeiterunfallversicherungsgesetz.

Es brachte Millionen von Arbeiterinnen, Arbeitern und Lehrlingen, die in beson-
ders gefdhrlichen Betrieben beschaftigt waren, soziale Absicherung bei Arbeits-
unféllen. Die Finanzierung der Versicherung erfolgte durch Beitrdge, die sich
nach der Gefahrlichkeit des Betriebes richteten und zu 90 % von Arbeitgebern
und zu 10 % von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern getragen wurden. Als



gefahrliche Betriebe galten dabei unter anderem Fabriken mit Maschineneinsatz,
Hlttenwerke, Werften, Betriebe, die Explosivstoffe erzeugten oder verwendeten,
sowie Betriebe mit Dampfkesseln. Diese Betriebe wurden von der Arbeiter-Unfall-
versicherungsanstalt in Gefahrenklassen eingeteilt.

> Durch die Uberwiegende Beitragszahlung des Arbeitgebers wurde der zivile
Schadenersatz beseitigt, und die bzw. der verletzte Arbeitnehmer:in erhielt
stattdessen Leistungen von der Versicherungsanstalt. Diese Versicherung,
die nur fur bestimmte Betriebe gedacht war, ist eine sogenannte ,Betriebs-
versicherung".

1917 wurden erstmals Wegunfalle unter Versicherungsschutz gestellt. Die
Unfallversicherungsbeitrage werden seit damals zur Gdnze von den Arbeitgebern
getragen.

1926 erfolgte in Verbindung mit dem Angestelltenversicherungsgesetz ein
Ubergang von der reinen ,Betriebsversicherung” zur ,Personenversicherung" -
erstmals waren alle Arbeitnehmer:innen in samtlichen Betrieben gegen jeden
dort auftretenden Unfall geschiitzt.

1928 wurden durch eine Novellierung des Arbeiterunfallversicherungsgesetzes
erstmals Berufskrankheiten dem Arbeitsunfall gleichgestellt und es wurde ei-
ne taxative Liste der entschadigungspflichtigen Berufskrankheiten verdffentlicht.

Zwischen 1939 und 1945 galt in Osterreich reichsdeutsches Recht mit dem
System einer berufsgenossenschaftlichen Unfallversicherung.

Nach Errichtung der Zweiten Republik war die gesetzliche Sozialversicherung in
Osterreich durch eine Unzahl von Reichsgesetzen und -verordnungen zersplit-
tert. Ein Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz und weitere gesetzliche Rege-
lungen ermdéglichten ein Funktionieren der Kranken-, Unfall- und Pensions-
versicherung. Der Mangel an Fachleuten und Werkzeugen lieB die Unfallhdufig-
keit ansteigen. Nach 1945 war die Zahl der tddlichen Arbeitsunfalle um das Flinf-
fache hoher als vor 1938.



Allgemeines zur gesetzlichen

Unfallversicherung

- Mit Inkrafttreten des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG)
1955 waren neben den Arbeiterinnen, Arbeitern und Angestellten erstmals
auch alle selbststandig Erwerbstatigen durch die gesetzliche Unfallversiche-
rung geschiitzt. 1977 wurden Schiler:innen und Studierende in die Unfall-
versicherung einbezogen.

Der Beitrag zur gesetzlichen Unfallversicherung, den der Dienstgeber zu be-
zahlen hat, betragt (ab 1.1.2023) 1,1 % (zuvor 1,2%) des Entgeltes einer bzw.
eines Beschaftigten.

1.2 Gesetzliche Unfallversicherung — Schadenersatzrecht

> Die osterreichische Unfallversicherung ist auf dem ,Alles-oder-nichts-Prin-
zip" aufgebaut. Sie steht furr die Folgen eines Arbeitsunfalles oder einer Be-
rufskrankheit entweder zur Ganze oder lberhaupt nicht ein.

Das bedeutet, dass im Falle der Anerkennung eines Unfalles als geschiitzter Ar-
beitsunfall die gesetzliche Unfallversicherung samtliche in Betracht kommen-
den Sach- und Geldleistungen zu gewadhren hat. Der oder dem Verletzten kann
nicht, wie im zivilrechtlichen Schadenersatzrecht, ein Teilverschulden angelastet
und nur eine entsprechende Teilleistung gewahrt werden.

Hat das Unfallopfer durch ein ,v6llig sinnloses” Verhalten (beispielsweise infol-
ge starker Alkoholisierung) einen Unfall verursacht, so kann die Anerkennung
als Arbeitsunfall durch die gesetzliche Unfallversicherung verneint und tber-
haupt keine Leistung aus der Unfallversicherung gewahrt werden (siehe Ab-
schnitt ,Geschiitzter Lebensbereich”).



1.2
1.3

Unterschied

zivilrechtlicher Schadenersatz gesetzliche Unfallversicherung

Schadensteilung moglich (abhdngig | keine Aufteilung des Schadens zwi-
von etwaigem Mitverschulden) schen Schédiger:in und Versicherten;
Unfallversicherung steht fiir samtliche
Personenschaden aufgrund des Ver-
sicherungsfalls ein

ohne Verschulden der Schadigerin ein Verschulden (des Arbeitgebers oder
bzw. des Schadigers kein Anspruch auf | von Kolleginnen, Kollegen oder Vor-
Schadenersatz (zumindest leichte gesetzten) muss nicht vorliegen
Fahrldssigkeit muss nachgewiesen selbst verbotswidrige Handlungen sind
werden) kein Ausschlussgrund fiir eine Haftung

durch die Unfallversicherung

1.3 Die Versicherungstrager

In Osterreich nehmen seit 01.01.2020 drei Versicherungstriger die Aufgaben
der gesetzlichen Unfallversicherung wahr:

1. Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt, AUVA |hr unterstehen Arbei-
ter:innen und Angestellte, Schiiler:innen, Studierende sowie sonstige im Scha-
densfall geschitzte Personen (z. B. Ersthelfer:innen).

2. Die Sozialversicherungsanstalt der Selbstandigen, SVS Ihr Zustdndigkeits-
bereich umfasst alle selbststandig Erwerbstétigen (inklusive Land- und Forst-
wirtschaft).

3. Die Versicherungsanstalt 6ffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Berg-
bau, BVAEB Zustéandig fiir pragmatisierte Beamtinnen und Beamte des Bun-
des, der Lander und der Gemeinden sowie Beschaftigte der Universitaten, Be-
amtinnen und Beamte der OBB, sonstige Bedienstete der Eisenbahnen und Be-
dienstete der Wiener Verkehrsbetriebe.
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Allgemeines zur gesetzlichen

Unfallversicherung

> Bei den genannten Sozialversicherungstragern handelt es sich um selbstver-
waltende Korperschaften.

1.4 Daten zur gesetzlichen Unfallversicherung

Im Jahr 2021 waren in Osterreich rund 6,8 Mio. Personen unfallversichert. Davon
entfielen ca. 69 % auf die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt (AUVA), ca.
22 9% auf die Sozialversicherung der Selbststandigen (SVS) und ca. 9 % auf die
Versicherungsanstalt 6ffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau (BVAEB).

Die Gegenuberstellung der Arbeitsunfélle und Berufskrankheiten von Er-
werbstadtigen der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt (AUVA) in den ver-
gangenen Jahren zeigt folgendes Bild:

Jahr Arbeitsunfille Berufskrankheiten
2022 93.562 14.072
2023 95.407 5.501
2024 96.227 1.618

Bei der Anzahl der anerkannten Arbeitsunfalle lasst sich generell eine riickldufige
Tendenz erkennen. Die Unfallversicherungstrager haben es sich zur Aufgabe ge-
macht, durch Praventionsarbeit die Zahl der Arbeitsunfille weiter zurlickzudran-
gen, um persdnliches Leid der Versicherten zu verhindern und gleichzeitig die
Kosten flir Versichertengemeinschaft und Wirtschaft - die durch einen unfall-
oder krankheitsbedingten Ausfall fahiger Arbeitskrafte entstehen - stetig zu ver-
ringern.

Bei der Zahl der Berufskrankheiten war in den Jahren 2021 und 2022 ein hoher
Anstieg zu bemerken. Dies ldsst sich eindeutig der weltweiten Coronapandemie
zuordnen. Laut Statistik der AUVA stiegen die Anerkennungszahlen vor allem im
Bereich der Infektionskrankheiten (Nr. 3.1 der Berufskrankheitenliste) in dieser
Zeit massiv an. Erst ab dem Jahr 2023 war ein deutlicher Riickgang erkennbar.
Die Gesamtzahl aller anerkannten Berufskrankheiten im Jahr 2025 betrug
1.305 (Quelle: AUVA Statistik).



Im Dezember 2024 wurden insgesamt 85.323 Renten von den Unfallversiche-
rungstrdgern ausbezahlt, davon entfallen 86,6 % auf Versehrten- und die restli-
chen 13,4 % auf Hinterbliebenenrenten. Die durchschnittliche Hohe einer Ver-
sehrtenrente betrug dabei € 556,-.
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2 gesetzlichen Unfallversicherung

Versicherungsfalle in der

Die gesetzliche Unfallversicherung kennt zwei Arten von Versicherungsfal-
len:

e Arbeitsunfille

e Berufskrankheiten

- Beachte: Die gesetzliche Unfallversicherung steht lediglich fir Korperverlet-
zungen ein, nicht jedoch flir Sachschaden. Unfille, die sich in der Freizeit, im
Urlaub oder beim Sport ereignen, werden ebenfalls nicht von der Unfallver-
sicherung gedeckt (Ausnahme: Hilfeleistungen im Fremdinteresse).

2.1 Der Arbeitsunfall

-> Unter Unfall wird ein kérperlich schddigendes, zeitlich begrenztes Ereignis
verstanden. Typische Arbeitsunfalle sind Stlirze oder Verletzungen durch Ma-
schinen.

Galt frither nur ein von auBen her einwirkendes Ereignis als Unfall, so kdnnen
nunmehr auch innere Vorginge (z. B. Uberanstrengung, Ubermiidung) als aus-
reichendes Ereignis anerkannt werden. Um jedoch bei inneren Vorgangen von
einem Arbeitsunfall sprechen zu kdnnen, muss das die Gesundheit schadigende
Ereignis seinen Ursprung in einer auBergewdhnlichen Beanspruchung haben
(auBergewohnliche Belastung, Nasse, Kalte, Glatte). Innerhalb des Versicherungs-
falls ,Arbeitsunfall* wird weiter unterschieden in:

e Arbeitsunfalle im engeren Sinn (§ 175 Abs 1 ASVG)
e Arbeitsunfillen gleichgestellte Unfille (§ 176 ASVG)
e Wegunfille (§ 175 Abs 2)

2.2 Die Berufskrankheit

> Die Berufskrankheit ist Resultat einer langer dauernden Einwirkung von
Schadstoffen oder Ahnlichem auf den menschlichen Organismus. Fine weit
verbreitete Berufskrankheit tritt beispielsweise in Berufen auf, in denen mit



2.1
2.2

hautreizenden Mitteln gearbeitet wird (Industrie, Reinigungsdienst etc.), die
zur Erkrankung der Haut (z. B. Ekzeme) fiihren.

Bei Berufskrankheiten kann jedoch vielfach nur sehr schwer der Zusammenhang
zwischen Erwerbstatigkeit und Gesundheitsschddigung nachgewiesen wer-
den, weil zum einen zwischen der gesundheitsschadigenden Tatigkeit und dem
Auftreten der ersten Symptome Jahre oder gar Jahrzehnte liegen kdnnen und
zum anderen die schadigende Wirkung vieler verwendeter Arbeitsmaterialien
nicht erkannt wird.

Die in der Anlage 1 zu § 177 ASVG enthaltene Liste von Berufskrankheiten zahlt
die entschadigungspflichtigen Berufskrankheiten auf. Das bloBe Auftreten einer
der dort genannten Krankheiten fiihrt aber vielfach nicht automatisch zu einem
Leistungsanspruch gegenlber der Unfallversicherung. Fallweise miissen zusatz-
lich noch besondere Voraussetzungen erfiillt sein (z. B. Arbeit in bestimmten Un-
ternehmen).

Die generelle Einschrankung des Versicherungsschutzes auf die in der Berufs-
krankheitenliste enthaltenen Erkrankungen wirde zu sozialen Héarten fihren.
Deshalb ist im ASVG festgelegt, dass im Einzelfall auch andere Erkrankungen
als Berufskrankheiten anerkannt werden kdnnen, wenn der Trager der Unfallver-
sicherung aufgrund gesicherter wissenschaftlicher Erkenntnisse feststellt,
dass diese Krankheit ausschlieBlich oder iiberwiegend durch die Verwendung
schddigender Stoffe oder Strahlen bei einer von der bzw. vom Versicherten
ausgeiibten Beschadftigung entstanden ist. Diese Feststellung bedarf zu ihrer
Wirksamkeit der Zustimmung der Sozialministerin bzw. des Sozialministers
und ermdglicht auBerdem nur die Anerkennung gravierender Falle, denn die Er-
werbsminderung muss mindestens 50 % betragen.

Viruserkrankungen wie Covid-19 kdénnen unter der Berufskrankheit Num-
mer 3.1, den sog. Infektionskrankheiten, fiir bestimmte Berufsgruppen als Be-
rufskrankheit anerkannt werden, wenn der oder dem Versicherten der Beweis ge-
lingt, dass die Ansteckung bei der Tatigkeit passiert ist. Zu den Berufsgruppen
zdhlen Gesundheits- und Pflegeberufe, Lehr- und Bildungspersonal, Arbeitneh-
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2 gesetzlichen Unfallversicherung

Versicherungsfalle in der

mer:innen in Laboren oder Apotheken sowie Beschaftigte in Heimen oder Haft-
anstalten.

2.3 Geschiitzte Lebensbereiche

Die gesetzliche Unfallversicherung schiitzt drei Lebensbereiche,
o die Erwerbstatigkeit,

® den Schul- und Universitatsbesuch,

* Hilfeleistungen im Fremdinteresse.

Die Unfallversicherung ist nach dem Kausalitdtsprinzip aufgebaut. Das bedeutet,
dass sie nur flr solche Personenschaden einsteht, die sich im zeitlichen, ortlichen
und ursichlichen (= inneren) Zusammenhang mit einem der genannten Lebens-
bereiche ereignen.

Die Priifung des 6rtlichen und zeitlichen Zusammenhanges (z. B. wihrend der
Arbeitszeit, am Arbeitsplatz, am Weg zwischen Wohnung und Arbeitsplatz etc.)
bereitet im Regelfall weniger Schwierigkeiten als die Frage des Vorliegens eines
inneren, ursachlichen Zusammenhanges.

Der geschiitzte Lebensbereich muss die Ursache des Verletzungsereignisses sein,
nicht bloB zufalliger Schauplatz.

9/

Zur Verdeutlichung zwei Beispiele:

o A befindet sich an seinem Arbeitsplatz und diskutiert mit seinem Kollegen B
eine berufliche Angelegenheit. Es entflammt ein heftiger Streit, in dessen Ver-
lauf A von B verletzt wird. Das Ereignis steht mit der Erwerbstdtigkeit ohne
Zweifel in einem zeitlichen und értlichen Zusammenhang (wdhrend der Ar-
beitszeit am Arbeitsplatz); auch der innere Zusammenhang ist zu bejahen,
da die ausgelibte Erwerbstdtigkeit den Streit verursacht hat.

e Anders wdre der Vorfall zu bewerten, wenn B kein Arbeitskollege, sondern ein
Bekannter von A ist, dem er Geld geborgt hat und dieses nun wiitend zurtick-
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fordert, nachdem er A zuféllig am Arbeitsplatz angetroffen hat. Der zur Ver-
letzung fiihrende Streit hat seine Ursache im privaten Lebensbereich, die Aus-
einandersetzung und die Verletzung des A durch B haben sich zuféllig am Ar-
beitsplatz abgespielt. Der Arbeitsplatz ist also lediglich Schauplatz, nicht Ur-
sache fiir die Verletzung gewesen.
Bei sogenannten Anlageschdden muss die Unfallversicherung nur dann einste-
hen, wenn der Unfall geeignet war, die bereits vorhandene krankhafte Veranla-
qung zum Ausbruch zu bringen bzw. sich das bestehende Leiden durch den Un-
fall verschlimmert.

e |War die bei der oder dem Verletzten bestehende Anlage jedoch so leicht an-
sprechbar, dass auch jedes andere, alltdgliche, Ghnlich gelagerte Ereignis den
Schaden hdétte auslésen kénnen, hat die Unfallversicherung nicht fiir den ent-
standenen Schaden einzutreten. Zu diesen Anlageschdden zdhlen typischer-
weise Bandscheibenvorfdlle, Achillessehnenrisse sowie Muskel- und Sehnen-
verletzungen.

-> Beachte: Verbotswidriges Verhalten schlieBt grundsétzlich den Schutz
der gesetzlichen Unfallversicherung nicht aus! Das bedeutet, dass die An-
erkennung einer Verletzung als Arbeitsunfall oder einer Erkrankung als Be-
rufskrankheit nicht allein deswegen verneint werden kann, weil sich die:der
Arbeitnehmer:in verbotswidrig verhalten hat (z. B. Nichtverwendung be-
stimmter Schutzvorrichtungen; bei Rot Gber die StraBe gehen).

Ausnahme: Nur dann, wenn sich ein:e Arbeitnehmer:in einer leicht erkenn-
baren Gefahr aussetzt und dann von dieser ereilt wird, kann nicht mit dem
Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung gerechnet werden (z. B.: Jemand
geht, statt den Weg am Seeufer entlang nach Hause zu wéhlen, lber den zu-
gefrorenen See und bricht ein; man spricht in diesem Fall von einer ,selbst
geschaffenen Gefahr").
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Versicherungsfalle in der
2 gesetzlichen Unfallversicherung

2.3.1 Die Erwerbstatigkeit

Der Versicherungsschutz der gesetzlichen Unfallversicherung ist vor allem auf
die Ausiibung einer Erwerbstatigkeit bezogen.

0/

Folgende zwei Beispiele sollen die Abgrenzung zwischen Erwerbstdtigkeit und
Nicht-Erwerbstdtigkeit verdeutlichen:

Ein Tischler fertigt an seinem Arbeitsplatz (im Betrieb des Arbeitgebers) Mébel fiir
eine Kundin an. Er arbeitet dabei eindeutig im Interesse des Unternehmers und
ist daher unfallgeschiitzt.

Keine Erwerbstdtigkeit, die den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung ge-
nieBt, wiirde hingegen dann vorliegen, wenn der Tischler, selbst mit Wissen
und ausdriicklicher Zustimmung des Arbeitgebers, Mdbel fiir sich selbst oder
Verwandte anfertigt. Er verfolgt mit dieser Arbeit private Interessen und geht da-
her keiner unfallgeschiitzten Erwerbstdtigkeit nach.

Der Versicherungsschutz besteht wahrend der gesamten Arbeitszeit, also auch
wahrend Zeiten der Arbeitsbereitschaft sowie wahrend Geschafts- und Dienstrei-
sen etc.

- Beachte: Dem geschitzten Lebensbereich ,Erwerbstatigkeit” ist nicht nur die
unmittelbare Auslbung einer Erwerbsarbeit zuzuordnen, Versicherungs-
schutz genieBen auch verschiedene Tatigkeiten in Verbindung mit einer sol-
chen Arbeit:

O

Geschlitzt ist z. B. die Verwahrung, Befdrderung, Instandhaltung und Erneuerung
des Arbeitsgerdtes. Es ist unerheblich, ob diese von der versicherten Person oder
vom Arbeitgeber zur Verfligung gestellt werden. Schon der erstmalige Erwerb
oder der Ersatz eines bereits vorhandenen Arbeitsgerdtes ist geschiitzt.



® Geschiitzt ist weiters die mit der Beschaftigung zusammenhangende Inan-
spruchnahme von Interessenvertretungen (Arbeiter-, Handels-, Landwirt-
schaftskammern, Gewerkschaften).

e Unfallversicherungsschutz besteht wahrend der Teilnahme an Betriebsver-
sammlungen, Schulungs- und Bildungsveranstaltungen im Sinne der
§§ 118, 119 Arbeitsverfassungsgesetz sowie der Besuch beruflicher
Schulungs- und Fortbildungskurse (soweit sie dem beruflichen Fortkommen
dienen).

® (eschiitzt sind Beschaftigte ferner bei der Ausiibung des Wahlrechtes zur
gesetzlichen beruflichen Vertretung bzw. bei Betriebsratswahlen sowie
bei allen Wegen zum und vom Arbeitsamt im Zusammenhang mit der Inan-
spruchnahme von Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, Karenzurlaubsgeld, Be-
rufsberatung und Arbeitsvermittlung.

* Gemeinschaftsveranstaltungen und Betriebsausfliige konnen dem Unfall-
versicherungsschutz unterstehen, wenn sie vom Unternehmer veranstaltet
werden oder mit seiner Bewilligung stattfinden, d. h. von seiner Autoritat ge-
tragen werden, im Wesentlichen von Betriebsangehtrigen besucht werden
und der Betriebsverbundenheit dienen. Handelt es sich aber um mehrtdgige
Betriebsausfliige(-urlaube), besteht in der Regel nach der Rechtsprechung kein
Versicherungsschutz.

e FEin:e Versicherte:r genie3t den Schutz der Unfallversicherung auf einem mit
der unbaren Uberweisung des Entgelts zusammenhzngenden Weg von der
Arbeits- oder Ausbildungsstatte oder der Wohnung zu einem Geldinstitut zum
Zweck der Behebung des Entgelts und anschlieBend auf dem Weg zurlick zur
Arbeit oder Ausbildungsstatte oder zur Wohnung. (Anm.: Dieser Fall kommt in
der Praxis kaum mehr zur Anwendung, da vielfach das Entgelt auf das Konto
tberwiesen wird.)

2.3.3.1 Telearbeit / Remote work

Schon bisher war unter dem Schutzbereich der Erwerbstatigkeit auch das Arbei-
ten von zu Hause und unterwegs unter Unfallversicherungsschutz gestellt. Auf-
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2 gesetzlichen Unfallversicherung

Versicherungsfalle in der

grund der Coronapandemie wurde ein GroBteil der Beschaftigten im Marz 2020
plotzlich und fir mehrere Monate ins Homeoffice geschickt. Der Gesetzgeber
wollte daher eine gesetzliche Klarstellung und damit Rechtssicherheit fiir die be-
troffenen Arbeitnehmer:innen schaffen und fiigte daher die Absdtze 1a und 1b
im § 175 ASVG (sog. Homeoffice-Gesetz) hinzu.

Mit einer weiteren Gesetzesnovelle (Telearbeitsgesetz), in Kraft seit 1.1. 2025,
wurde der Unfallversicherungsschutz hinsichtlich der Wege im Zusammenhang
mit Telearbeit eingeschrankt.

Die Regelung zum Wegschutz differenziert nun nach Ortlichkeiten der Telearbeit
im engeren Sinn (§ 175 1a Ziffer 1 ASVG), die vollen Wegschutz nach Abs 2 ge-
nieBen und Ortlichkeiten im weiteren Sinn (Ziffer 2), bei denen nur die Tatigkeit
selbst, aber keine Wege geschitzt sind.

Orte nach der Ziffer 1 (voller Schutz) sind

a) Haupt- oder Nebenwohnsitz

b) Wohnungen naher Angehériger (ua Partner:in, Ehepartner:in, Eltern, Schwie-
gereltern, Kinder)

¢) von der versicherten Person angemietete Co-Working-Spaces

zusatzlich missen die Orte b) und ¢) entweder in der Nahe des Wohn- oder Ar-

beitsortes liegen oder dirfen die Distanz des sonst Gblichen Arbeitsweges nicht
uberschreiten.

Orte nach der Ziffer 2 (kein Wegschutz) sind alle anderen Ortlichkeiten, die von
der versicherten Person fir die Telearbeit selbst gewahlt sind zB Schwimmbad,
Park, Café etc.

Unfélle bei der Fortbewegung innerhalb der Wohnrdume bzw. des Telearbeit-
splatzes kdnnen unter Umstanden als ,Betriebswege" geschiitzt sein, wenn die
Handlung beruflichen Zwecken dient.

Die Arbeit von unterwegs, zum Beispiel im Zug oder im Café, ist weiterhin nach
der allgemeinen Regel dann geschiitzt, wenn sich ein Unfall wahrend meiner Ta-
tigkeit ereignet und die Tatigkeit auch der Grund flr den Unfall war.



2.3.1.2. Arbeitsweg

=> Arbeitsunfille kdnnen auch solche Unfélle sein, die sich auf einem mit der

Beschaftigung zusammenhangenden Weg zur oder von der Arbeits- oder
Ausbildungsstatte ereignen. Nach einhelliger Lehre und Rechtsprechung be-
ginnt bzw. endet der Versicherungsschutz an der AuBenfront des Wohn-
hauses, d. h. an dem ins Freie fihrenden Haustor bzw. an der Hausture.

Besitzt ein:e Arbeitnehmer:in mehrere Wohnstétten (Zweitwohnung, Aus-
weichquartier wegen voriibergehender Unbenutzbarkeit der Wohnung), so ge-
nieBt sie bzw. er auch auf diesem Weg Unfallversicherungsschutz. Ein ge-
schiutzter Wegunfall liegt auch dann vor, wenn die:der Versicherte wegen
der Entfernung des standigen Aufenthaltsortes von der Arbeits- oder Ausbil-
dungsstatte auf dieser oder in ihrer Nahe eine Unterkunft hat (z. B. Wochen-
endpendler:in).

Legen mehrere Personen den Arbeitsweg in einem Fahrzeug zuriick, so sind die
Mitglieder dieser Fahrgemeinschaft auch auf den sich durch die unterschied-
liche Lage der Wohnungen und Betriebsstatten ergebenden Umwegen ge-
schiitzt. Es ist vdllig unerheblich, ob es sich dabei um eine dauernd eingerich-
tete oder aus besonderen Umstanden ad hoc gebildete Fahrgemeinschaft
handelt.

Weiters steht auch jener Weg zwischen Arbeits- und Ausbildungsstatte
(inkl. Homeoffice) unter Unfallversicherungsschutz, den die oder der \Versi-
cherte zurlcklegt, um wahrend der Arbeitszeit einschlieBlich der Arbeitspau-
sen in der Nahe der Arbeitsstatte oder in der eigenen Wohnung lebenswichtige
personliche Bedirfnisse zu befriedigen (z. B. die Wege zur Einnahme einer
Mahlzeit im nahegelegenen Restaurant oder der Einkauf im Supermarkt in
der Mittagspause).

Ein besonderes Problem hinsichtlich der Wegunfalle stellen die Ab- und Um-
wege dar, also die Ortliche Abweichung vom Weg zwischen Wohnung und Ar-
beitsstatte. Die Unfallversicherung hat fiir Ab- und Umwege nur dann einzu-
stehen, wenn der bliche Weg wegen duBerer Einfliisse (etwa wetterbedingt)
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2 gesetzlichen Unfallversicherung

nicht passierbar bzw. fir die:den Versicherte:n zu gefdhrlich ware. Eine Ab-
weichen aus privaten Griinden (z. B. Einkauf am Heimweg) wird von der Un-
fallversicherung nicht geschiitzt.

* Ein Umweg liegt vor, wenn bereits vom Ausgangspunkt ein anderer Weg ge-
nommen wird, wahrend bei einem Abweg nach Zurlicklegung eines Teiles des
Weges dieser zur Vornahme einer privaten Tatigkeit verlassen (unterbrochen)
und nach deren Erledigung wieder aufgenommen wird.

e Beij einer zeitlichen Verschiebung des Weges (Verspatung, Verfrihung) muss
gepruft werden, ob dies nicht zu vermeiden war, betriebsbedingt oder zur
Minderung eines allfalligen Unfallrisikos geschah. Unter diesen Voraussetzun-
gen bleibt ndmlich der Unfallversicherungsschutz bestehen. Eine aus privatem
Interesse erfolgte zeitliche Verschiebung geht zulasten der oder des Versicher-
ten (z. B. Feier mit Kolleginnen und Kollegen nach der Arbeit im Biiro).

Weitere geschitzte Wege erwerbsatiger Personen:
Arztweg

> Ein geschutzter Arbeitsunfall liegt auch dann vor, wenn sich der Unfall am
Weg vom Arbeitsplatz oder von der Wohnung zur Arztin bzw. zum Arzt
bzw. von dieser oder diesem zum Arbeitsplatz oder zur Wohnung zuriick
ereignet. Geschitzt ist also jeder Weg, der der Inanspruchnahme arztlicher
Hilfe (auch in Ambulatorien, Krankenhaus) dient. Es ist dabei jedoch zu be-
achten, dass der Arztbesuch dem Arbeitgeber zuvor gemeldet werden muss.

Gemeldet werden muss lediglich, dass ein Arzttermin stattfindet, Details oder die
genaue Adresse muissen Beschaftigte natirlich nicht bekannt geben. Der Unfall-
versicherungsschutz gilt auch dann, wenn der Arzttermin auBerhalb der eigent-
lichen Arbeitszeit, also in der Freizeit liegt, solange es der oder dem Vorgesetzten
vorab gemeldet wurde.



Weg zum Kindergarten/zur Schule

- Arbeitsunfille sind auch Unfille, die sich auf dem Weg einer oder eines Ver-
sicherten zur oder von der Arbeits- oder Ausbildungsstatte mit dem Zweck
ereignen, ein Kind zu einer Kinderbetreuungseinrichtung, in fremde Obhut
oder zu einer Schule zu bringen oder von dort abzuholen, sofern fiir das Kind
eine Aufsichtspflicht besteht.

Durch eine gesetzliche Anderung wurde der Unfallversicherungsschutz im Be-
reich der Unterbringung von Kindern erweitert. Bisher waren Unfalle lediglich je-
ner erwerbstitigen Versicherten auf dem Weg zum Kindergarten, zur Schule etc.
sowie auf dem Riickweg nach Hause unfallversichert, denen die gesetzliche Auf-
sicht oblag. Ab 1.1.2013 wurde der Unfallversicherungsschutz auch auf Personen
ausgeweitet, denen keine ,gesetzlichen”, sondern lediglich schlichte Aufsichts-
pflichten obliegen. Es wird damit den Erfahrungen des taglichen Lebens entspro-
chen, dass auch berufstatige Lebensgefdhrtinnen bzw. Lebensgefdhrte, GroBel-
tern, Tageseltern u. v. m. Kinder in eine Kinderbetreuungseinrichtung oder zur
Schule bringen.

2.3.2 Schulbesuch und Studium

Schiler:innen und Studierende sind seit der 32. ASVG-Novelle, die am 1.1.1977 in
Kraft trat, in die Unfallversicherung einbezogen. Versichert sind solche Unfille,
die sich im ortlichen, zeitlichen und ursdchlichen Zusammenhang mit der die
Versicherung begriindenden Schul- bzw. Universitdtsausbildung ereignen. Der
Schul- und Universitatsbesuch ist im Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung
der beruflichen Ausbildung gleichgestellt. Anmerkung: Der Schutz gilt auch fiir
und wdhrend unbezahlter Praktika, die im Rahmen der Ausbildung vorgeschrie-
ben sind.

Auf diese Weise ist ein durchgehender Versicherungsschutz von der Schule bis
zum Betrieb, von der lernenden bis zur beruflichen Tatigkeit, erreicht. Auch Kin-
der, die im verpflichtenden (letzten) Kindergartenjahr einen Unfall in der Betreu-
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2 gesetzlichen Unfallversicherung

Versicherungsfalle in der

ungseinrichtung erleiden, sind vom gesetzlichen Unfallversicherungsschutz um-
fasst.

2.3.3 Hilfeleistungen im Fremdinteresse

Handlungen im Fremdinteresse kénnen im Hinblick auf den Schutz durch die Un-
fallversicherung unterteilt werden in solche, bei denen einzelne Personen ge-
schiitzt werden, die einem anderen in einem Notfall zu Hilfe kommen, und in
die sogenannte institutionalisierte Gefahrenhilfe.

Jede einzelne Person genieBt den Schutz der Unfallversicherung beispielsweise
bei der:

® Rettung eines Menschen aus einer tatsachlichen oder vermuteten Lebensge-
fahr oder dem Versuch einer solchen Rettung,

® Herbeiholung einer Arztin oder eines Arztes,
e Suche nach vermissten Personen,
e Blutspende.

Neben der Hilfeleistung in Notféllen gewadhrt das Gesetz den Schutz der Unfall-
versicherung auch flr jene Falle, in denen ehrenamtliche Helfer:innen in einer
Hilfseinrichtung organisiert sind, fiir Einsitze, aber auch Ubungen und Weiterbil-
dungen beispielsweise

e Freiwillige Feuerwehren,

e Rettungs- und Bergungsdienste.

> Beachte: GemaB § 1 ASVG findet dieses Gesetz nur innerhalb der dsterreichi-
schen Grenzen Anwendung (,Territorialitatsprinzip"). Dieser Grundsatz
wird durch die Bestimmung des § 3 ASVG durchbrochen und gestattet in
der Unfallversicherung einen grenziiberschreitenden Schutz.

Ein Unfall, der sich bei der Rettung eines Menschen aus tatsachlicher oder ver-
muteter Lebensgefahr oder beim Versuch einer solchen Rettung ereignet hat, gilt
auch dann als geschitzter Arbeitsunfall, wenn er sich im Gebiet eines Nachbar-



staates der Republik Osterreich ereignet und die titig werdende Person dsterrei-
chische:r Staatsbirger:in ist, die ihren Wohnsitz im Inland hat. Eingefiihrt wurde
diese Ausnahme deshalb, weil es nicht immer sofort erkennbar ist, dass man sich
im Grenzgebiet bzw. auf anderem Staatsgebiet aufhalt (z. B. im alpinen Bereich
beim Wintersport). Man wollte damit also Hartefalle vermeiden und die Zivilcou-
rage im Fall von Unfdllen im Grenzgebiet unter Versicherungsschutz stellen.
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<} gesetzlichen Unfallversicherung

Aufgaben und Leistungen der

Die Aufgaben der gesetzlichen Unfallversicherung sind wie folgt definiert: Sie
trifft Vorsorge fiir die

¢ Verhiitung von Arbeitsunfillen und Berufskrankheiten (sog. Praventions-
arbeit),

o Erste-Hilfe-Leistung bei Arbeitsunfillen sowie

® Unfallheilbehandlung, Rehabilitation von Versehrten und Entschadigung
nach Arbeitsunfillen und Berufskrankheiten.

Die Vorsorge umfasst auch die Forschung nach den wirksamsten Methoden und
Mitteln zur Erfillung dieser Aufgaben sowie der sonstigen Aufgaben im Bereich
der arbeitsmedizinischen Betreuung der Versicherten, soweit deren Durch-
fihrung der Unfallversicherung Ubertragen ist.

Um diesen vom Gesetz umschriebenen Aufgaben gerecht zu werden, stehen den
Unfallversicherungstragern eine Reihe von Sach- und Geldleistungen zur Verfi-
gung. Dazu zéhlen vor allem Unfallheilboehandlung, Familien- und Taggeld, Reha-
bilitationsmaBnahmen, Beistellung von Korperersatzsticken, orthopadische Be-
helfe und andere Hilfsmittel, Ubergangsrente, Versehrtenrente, Witwen- bzw.
Witwerbeihilfe, Integritdtsabgeltung sowie bei Tod der oder des Versicherten Tei-
lersatz der Bestattungskosten und Hinterbliebenenrenten.

3.1 Sachleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung

Verhiitung von Arbeitsunfillen und Berufskrankheiten

Die Trager der Unfallversicherung haben Vorsorge fiir die Verhiitung von Arbeits-
unfallen und Berufskrankheiten sowie fiir eine wirksame Erste Hilfe zu treffen,
insbesondere fiir die Beratung und Schulung der Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer:innen.

Erste-Hilfe-Leistungen bei Arbeitsunfillen

Die Unfallversicherungstrager halten Erste-Hilfe-Kurse ab, in denen Arbeitneh-
mer:innen ausgebildet werden. Dadurch wird der Arbeitgeber jedoch von seiner



Flrsorgepflicht den Arbeitnehmer:innen gegentiber, wie es z. B. im Arbeitneh-
merlnnenschutzgesetz vorgesehen ist, nicht befreit.

Unfallheilbehandlung

Die Unfallheilbehandlung hat mit allen geeigneten Mitteln die durch Arbeits-
unfall oder Berufskrankheit hervorgerufene Gesundheitsstérung oder Korper-
schadigung sowie die Minderung der Erwerbsfahigkeit bzw. Fahigkeit zur Besor-
gung lebenswichtiger personlicher Angelegenheiten zu beseitigen oder zumin-
dest zu bessern und eine Verschlimmerung der Folgen der Verletzung oder Er-
krankung zu verhlten. Damit sind die Leistungen der Unfallversicherung umfas-
sender als jene der Krankenversicherung, denn dort missen nur jene Mittel ge-
wahrt werden, die ,notwendig und zweckmaBig sind", somit ist das Leistungs-
maB niedriger.

Die Unfallheilbehandlung umfasst drztliche Hilfe, Heilmittel und -behelfe sowie
die Pflege in Kranken- und Kuranstalten. Die Unfallheilbehandlung wird so lange
und so oft gewahrt, als eine Besserung der Folgen des Arbeitsunfalles oder der
Berufskrankheit bzw. eine Steigerung der Erwerbsfahigkeit zu erwarten ist.

Rehabilitation

Im Bereich der Rehabilitation soll durch medizinische, berufliche und soziale
MaBnahmen die oder der Versehrte so weit wiederhergestellt werden, dass sie
bzw. er sowohl im beruflichen als auch im sozialen Leben einen angemessenen
Platz einnehmen kann.

e Zur medizinischen Rehabilitation kann auf die bereits erwdhnte Heilbehand-
lung verwiesen werden.

e Durch die berufliche Rehabilitation soll die bzw. der Versehrte in die Lage
versetzt werden, den bisherigen oder - wenn dies nicht mehr moglich ist -
einen neuen Beruf auszuiiben.

® Die soziale Rehabilitation geht Uber die medizinische und berufliche hinaus.
Sie dient der Erreichung und Stabilisierung des Rehabilitationszieles.
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- Ist bei einer oder einem Versehrten z. B. durch die Behinderung der Umbau
der Wohnung notwendig, so erhdlt man ZuschUsse oder Darlehen zur Woh-
nungsadaptierung.

- Ist die Benuitzung offentlicher Verkehrsmittel nicht mehr zumutbar, erhalt
man Zuschiisse und/oder Darlehen zum Ankauf bzw. zur Adaptierung eines
Pkw.

-> Die Verhiitung von Arbeitsunfillen und Berufskrankheiten und eine zum
gréBtmoglichen Erfolg flihrende Heilbehandlung stehen aus sozialen und
wirtschaftlichen Griinden an der Spitze der Aufgaben der Sozialversiche-
rungstrager.

3.2 Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung

Fir die Berechnung der Hohe der in der Unfallversicherung vorgesehenen Geld-
leistungen ist die Bemessungsgrundlage die ausschlaggebende Berechnungsba-
sis. Die Bemessungsgrundlage bildet sich aus der Summe aller Bruttobeziige des
letzten Jahres vor Eintritt des Arbeitsunfalles oder der Berufskrankheit (inkl. Son-
derzahlungen).

Fir Schiler:iinnen und Studierende gilt eine nach dem Alter gestaffelte, betrag-
lich feststehende Bemessungsgrundlage, die jahrlich aktualisiert wird.

Um einen gleichzeitigen Bezug von Leistungen der Kranken- und Unfallversiche-
rung zu vermeiden, erhalt ein:e nach dem ASVG Versicherte:r Leistungen der Un-
fallversicherung erst ab der 27. Woche nach Eintritt des Versicherungsfalles.
In den ersten 26 Wochen erhadlt man nur die Leistungen der Krankenversicherung
(Krankengeld). Hat die oder der Versicherte einen Anspruch auf Familiengeld so-
wohl aus der Kranken- als auch aus der Unfallversicherung, so ruht der Anspruch
aus der Unfallversicherung in der Héhe des Bezuges aus der Krankenversiche-
rung.



Familien- und Taggeld wahrend eines Anstaltsaufenthaltes

Befinden sich Versicherte aufgrund eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrank-
heit in einer Kranken- oder Kuranstalt, so gebihrt ihnen fiir ihre Angehorigen
Familiengeld (bzw. Taggeld, wenn sie keine Familie haben).

Der Angehdrigenbegriff ist mit dem der Krankenversicherung ident (N3heres
siehe Skripten ,Krankenversicherung" - SR 7, SR 8).

e Das tagliche Familiengeld betrdgt fiir eine:n Angehorige:n 1,6 %, flr jede:n
weitere:n Angehorige:n 0,4 %, zusammen jedoch nicht mehr als 2,8 % eines
Zwolftels der Bemessungsgrundlage. Das Taggeld betrdgt 1 % eines Zwélftels
der Bemessungsgrundlage.

® Haben Versicherte Anspruch auf mehr als 50 % Entgeltfortzahlung, so ruht
das Familien- oder Taggeld. Bei einem Weiterbezug von 50 % ruht die Leistung
der Unfallversicherung zur Halfte. Fiir Schiiler:innen und Studierende gibt es
diese Leistungen nicht.

Besondere Unterstiitzung bei schweren Verletzungen oder langer Behand-
lungsdauer

Fir die Dauer der Unfallbehandlung kann die Unfallversicherung den Versehrten
oder ihren Angehorigen unter Berlicksichtigung der Schwere der Verletzungsfol-
gen und der langen Behandlungsdauer eine besondere Unterstiitzung gewdahren.

Ubergangsgeld wihrend einer Ausbildung im Rahmen der beruflichen Reha-
bilitation

Fiir die Dauer einer Ausbildung im Rahmen der beruflichen Rehabilitation haben
die Unfallversicherungstrager den Versehrten ein Ubergangsgeld zu leisten. Es
betrdgt 60 % der Bemessungsgrundlage, erhéht sich flir Enepartner:innen der
Versehrten um 10 %, fiir jede:n weitere:n Angehdrige:n um 5 9%, darf aber in
Summe nicht hoher als die Bemessungsgrundlage sein.

Bei Gewahrung dieser Leistung werden jedoch Erwerbseinkommen, sonstige
Geldleistungen der Unfallversicherung sowie Barleistungen der Arbeitsmarktfor-
derung (beispielsweise Arbeitslosengeld) angerechnet.
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Zuschiisse zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt

Solange Versehrte in ihrer Arbeitsleistung noch eingeschrankt sind, kann die Un-
fallversicherung Zuschiisse, Darlehen und/oder sonstige HilfsmaBnahmen zur
Fortsetzung der Erwerbstatigkeit gewdhren. Darunter fallen:

Zuschusse fir langstens vier Jahre, wenn die oder der Versehrte eine Arbeits-
stelle angenommen hat, in der sie oder er erst nach einer Ubergangszeit das
volle Entgelt verdient,

Zuschisse zur Beschaffung von Arbeitskleidung oder einer Arbeitsausriistung
sowie

Zuschisse flr langstens vier Jahre an den Arbeitgeber, wenn er der oder dem
Versehrten trotz eingeschrankter Leistungsfahigkeit das betriebsibliche Ent-
gelt bezahlt.

Versehrtengeld zur Uberbriickung langfristiger Einkommensausfille

Die Unfallversicherungstrager kdnnen fiir maximal ein Jahr nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalles anstelle der Versehrtenrente Versehrtengeld gewahren, wenn zu
erwarten ist, dass Uber diese Zeit hinaus eine Versehrtenrente nicht gebihrt.

Das Versehrtengeld hat die gleiche Funktion wie das Krankengeld in der
Krankenversicherung: Es soll kurzfristige Einkommensausfille fiir die
Dauer der unfallbedingten Arbeitsunfahigkeit ausgleichen. Das tigliche
Versehrtengeld gebiihrt Personen ohne Krankengeldanspruch (beispielsweise
Selbstversicherte) im AusmaB eines Sechzigstels eines Zwolftels der Bemes-
sungsgrundlage bzw. Personen mit Krankengeldanspruch in Héhe des Kran-
kengeldes.

Auch Schiiler:innen und Studierende erhalten Versehrtengeld als einma-
lige Leistung, wenn die Folgen des Arbeitsunfalles oder der Berufskrankheit
Uber drei Monate nach Eintritt des Versicherungsfalles hinaus eine Minderung
der Erwerbsfahigkeit von mindestens 20 % verursachen.



Versehrtenrente als Ausgleich fiir die unfallbedingte Minderung der
Erwerbsfahigkeit

Die Versehrtenrente ist als Ausgleich des durch die unfallbedingte Erwerbsmin-
derung eingetretenen Schadens gedacht. Bei leichteren Kérperschaden hat sie
aufgrund der abstrakten Schadensberechnung nicht selten den Charakter eines
Zusatzeinkommens neben dem vollen Entgelt. Demgegentiber bietet die Versehr-
tenrente bei schweren Verletzungen meist keinen vollstdndigen Ersatz fur den
tatsdchlichen Verdienstentgang.

Ein Anspruch auf Versehrtenrente besteht, wenn die Erwerbsfahigkeit der oder
des Versicherten durch die Folgen eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrank-
heit tber drei Monate nach Eintritt des Versicherungsfalles hinaus um mindes-
tens 20 % vermindert ist (bei Schiler:innen und Studierenden mindestens 50 %;
ebenso bei der Anerkennung einer nicht in der Anlage 1 zum ASVG genannten
Erkrankung als Berufskrankheit).

- Was heiBt Erwerbsfahigkeit? Was hei3t Minderung der Erwerbsfahig-
keit?

Die Erwerbsfahigkeit eines Menschen im Sinne des ASVG ist seine Fahigkeit,
sich unter Ausnutzung der Arbeitsgelegenheiten, die sich nach seinen ge-
samten Kenntnissen sowie kdrperlichen und geistigen Fahigkeiten bieten, ei-
nen Erwerb zu verschaffen.

Der Grad der Minderung der Erwerbsfahigkeit ist abstrakt zu prifen. Das
bedeutet, es wird nicht gepriift, ob die oder der Versehrte noch in der Lage ist,
die bisher ausgelibten Tatigkeiten oder den erlernten Beruf auszuiiben, son-
dern inwieweit die Erwerbsfahigkeit generell eingeschrankt ist.

Grundlage fiir die Ermittlung des Grades der Minderung der Erwerbsfa-
higkeit bildet ein medizinisches Sachverstdndigengutachten. Dabei hat die
bzw. der Gutachter:in nicht nur die sich aus ihrem oder seinem Fachgebiet
ergebende Leistungsfahigkeit einzuschatzen, sondern auch die besonderen
Gegebenheiten des Arbeitsmarktes zu berticksichtigen. Grundlage und Aus-
gangspunkt der Schatzung sind die in Jahrzehnten entwickelten und ange-
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wendeten Richtlinien, wie sie u. a. in verschiedenen Tabellen als Gliedertaxen
zusammengefasst sind.

Der Verlust des Daumens wird beispielsweise mit 20 % Erwerbsminderung
bewertet, der Verlust der kompletten Hand mit 60 %.

Die Hohe der Versehrtenrente richtet sich nach dem Grad der durch den Versi-
cherungsfall (Arbeitsunfall oder Berufskrankheit) herbeigefiinrten Minderung
der Erwerbsfahigkeit.

e Bei volliger Erwerbsunfahigkeit (100 %) betragt die Versehrtenrente jahrlich
2/3 der Bemessungsgrundlage (= Vollrente).

e Bei einer teilweisen Erwerbsunfihigkeit (= Teilrente) betrdgt sie den Teil der
Vollrente, der dem Grad der Minderung der Erwerbsfahigkeit (z. B. 30 %
von 2/3 der Bemessungsgrundlage) entspricht.

e Die Versehrtenrente wird 14-mal jahrlich ausbezahlt.

O

Beispiel:

Die Bemessungsgrundlage ( sdmtliche Bruttobeziige) fiir das Kalenderjahr vor
dem Unfall betrdigt 29.400 €. Bei einer Minderung der Erwerbsfdhigkeit von
100 % (Vollrente) wdren das 2/3 von 29.400 €, das ergibt 19.600 €. Dividiert
durch 14 ergibt das eine monatliche Rente von 1.400 €.

Bei einer Minderung der Erwerbsfdhigkeit von 30 % ist, ausgehend von der jihr-
lichen Vollrente mit 19.400 €, das Ergebnis 5.880 €. Dividiert durch 14 ergibt das
eine monatliche Rente von 420 €.

Zusatzrente fiir Schwerversehrte (Schwerversehrtenrente)

Versehrten, die einen Anspruch auf eine Versehrtenrente von mindestens 50 %
haben, gebuhrt eine Schwerversehrtenrente. Diese ist eine Zusatzrente der ge-
bihrenden Versehrtenrente im Ausmal von 20 %, bei einer Minderung der Er-
werbsfahigkeit zwischen 50 bis 70 % und im AusmaB von 50 %, wenn die Min-



derung der Erwerbsfahigkeit Gber 70 % betragt. Darliber hinaus erhalten Schwer-
versehrte flr jedes Kind einen Kinderzuschuss im AusmaB von 10 % der Versehr-
tenrente.

Weiters kann die oder der Schwerversehrte Pflegegeld beantragen. Pflegegeld
geblhrt, wenn Versehrte aufgrund einer kdrperlichen, geistigen oder psychischen
Behinderung oder einer Sinnesbehinderung, welche mindestens 6 Monate an-
dauert, der stdndigen Betreuung und Hilfe bediirfen. Das Ausmal3 des Pflegegel-
des richtet sich nach dem Pflegebedarf und wird in 7 Stufen gewahrt (Ndheres
dazu siehe Skriptum ,Pflegesicherung” - SR 14).

Art der Rentengewdhrung

Kann bereits unmittelbar nach Eintritt des Versicherungsfalles festgestellt wer-
den, dass Dauerschaden vorliegen, so wird eine Dauerrente gewahrt. In den meis-
ten Fallen ist zum Zeitpunkt der Entscheidung tber die Rente jedoch noch keine
Prognose uber die Entwicklung der Unfallfolgen mdglich. Die Unfallversiche-
rungstrdger haben daher die Moglichkeit, eine vorldufige Rente zu gewahren,
die befristet oder unbefristet sein kann.

Spatestens mit Ablauf von zwei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles
ist die Versehrtenrente als Dauerrente festzustellen. Bei der erstmaligen Feststel-
lung der Dauerrente kann der Grad der Minderung der Erwerbsfahigkeit vollig
neu bestimmt werden, da die Versicherungstrager nicht an die Umstande zur Zeit
der Gewadhrung der vorldufigen Rente gebunden sind.

Rentenabfindung

= Eine Rente kann ganz oder teilweise Uber Antrag der oder des Versehrten ab-
gefunden werden, wenn eine zweckmaBige Verwendung des Kapitals gesi-
chert ist.

Diese VVorgangsweise kommt aber nur in Fallen zur Anwendung, in denen Betrof-
fenen mit einer einmaligen gréBeren Kapitalsumme besser gedient ist als mit ei-
ner monatlichen Berentung. Die Abfindung ersetzt die laufende Rentengewah-
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rung. Treten nachtrdgliche Verschlimmerungen auf, so werden diese durch eine
entsprechende Berentung abgedeckt.

Entschiddigung aus mehreren Versicherungsfillen

Erleiden Versehrte neuerlich Arbeitsunfille oder Berufskrankheiten und betrégt
die allein daraus resultierende Erwerbsminderung mindestens 10 %, so ist eine
Gesamtminderung der Erwerbsfahigkeit aller friiheren Versicherungsfalle festzu-
stellen und zu berenten, wenn ihre Summe 20 % (bei Schiiler:innen und Studier-
enden 50 %) betragt.

Spatestens nach zwei Jahren ab Eintritt des letzten Versicherungsfalles ist eine
Rente aufgrund der Erwerbsminderung samtlicher Versicherungsfalle zu bilden.
Es erfolgt dabei aber keine Addition der einzelnen Schadigungen, sondern eine
Neueinschatzung der gesamten unfallbedingten Minderung der Erwerbsfahig-
keit.

Integritatsabgeltung

Mit Inkrafttreten der 48. ASVG-Novelle (1.1.1990) wurde diese neue Leistung in
der Unfallversicherung eingefiihrt.

Ein Anspruch auf eine Integritatsabgeltung besteht, wenn ein Arbeitsunfall oder
eine Berufskrankheit durch die grob fahrldssige AuBerachtlassung von Arbeit-
nehmer:innenschutzvorschriften verursacht wurde und die bzw. der Versehrte
dadurch eine erhebliche und dauernde Beeintrachtigung der korperlichen oder
geistigen Integritat erlitten hat.

Zu den im Gesetz genannten Arbeitnenmer:innenschutzvorschriften zahlen
unter anderem:

e das Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz (ASchG),
e das Arbeitszeitgesetz (AZG),
e das Kinder- und Jugendlichenbeschiftigungsgesetz (KJBG),

e die Verordnung lber die Beschaftigungsverbote und -beschrankungen fir
Jugendliche (KJBG-WQ)sowie



e die Allgemeine Arbeitnehmerschutzverordnung (AAV).

Zum Begriff der groben Fahrlassigkeit hat die Judikatur festgestellt, dass diese
bei auffallender Sorglosigkeit anzunehmen ist, wenn eine ungewdhnliche und
auffallende Vernachldssigung einer Sorgfaltspflicht vorliegt, die den Eintritt eines
Schadens nicht nur als mdglich, sondern sogar als wahrscheinlich voraussehen
|dsst.

e Der unfallbedingte Gesundheitsschaden muss eine dauernde und wesentliche
kdrperliche bzw. seelische Beeintrachtigung der Lebensfiihrung der bzw. des
Versicherten zur Folge haben.

® Die Integritatsabgeltung ist eine einmalige Leistung, deren Hohe sich nach
dem Grad des Integrititsschadens richtet und maximal 194.040 € (2026) be-
tragt.

® Hat die oder der Versehrte den Versicherungsfall selbst durch grob fahrldssige
AuBerachtlassung von Arbeitnehmer:innenschutzvorschriften herbeigeflhrt,
hat sie:er keinen Anspruch auf die Integritdtsabgeltung. Sie gebihrt auch
nicht, wenn gegen die oder den Schadiger:in zivilrechtliche Schadenersatzan-
spriiche geltend gemacht werden kdnnen.

Hinterbliebenenleistungen

Hinterbliebenenleistungen werden gewahrt, wenn Arbeitsunfalle oder Berufs-
krankheiten den Tod von Versicherten zur Folge haben.

a) Die Witwen- bzw. Witwerrente

Diese Rente gebihrt der Witwe bzw. dem Witwer sowie der:dem eingetragenen
Partner:in der oder des verstorbenen Versicherten. Das Gesetz sieht auch eine
Versorgung der bzw. des geschiedenen/getrennten Ehepartnerin oder Ehepart-
ners der oder des verstorbenen Versicherten vor, wenn ein Unterhaltsanspruch
gegentiber dem Verstorbenen bestand.

Hohe der Witwen-/Witwerrente

e Die Hohe der Witwen-/Witwerrente betrdgt 20 % der Bemessungsgrundlage.
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e Sie erhoht sich auf 40 %, wenn die bzw. der Hinterbliebene zu 50 % erwerbs-
gemindert ist oder das 60. bzw. 65. Lebensjahr vollendet hat.

Bei Wiederverehelichung von Bezieherinnen und Beziehern einer Hinterbliebe-
nenrente werden diese mit dem 35-fachen Monatsbetrag der Hinterbliebenen-
rente abgefunden. Wird diese neue Ehe oder Verpartnerung durch den Tod der
bzw. des Eingetragenen- bzw. Ehepartnerin bzw. -partners, Scheidung/Trennung
etc. aufgeldst, so lebt die Witwen- bzw. Witwerrente Uber Antrag wieder auf. Sie
geblihrt ab dem auf die Antragstellung folgenden Monatsersten, friihestens je-
doch nach zweieinhalb Jahren (35 Monate Abfertigung). Auf diese neuerlich ge-
wahrte Rente sind samtliche Einkiinfte aus der letzten Ehe (z. B. Unterhaltsan-
spriiche) anzurechnen.

b) Waisenrente

Hinterlassen Verstorbene Kinder, so erhalten diese eine Waisenrente bis zum
18. Lebensjahr, danach nur auf Antrag. Die Waisenrente betrdgt flr ein einfach
verwaistes Kind 20 %, fiir ein doppelt verwaistes Kind 30 % der Bemessungs-
grundlage.

c) Eltern- und Geschwisterrente

Haben Verstorbene lberwiegend den Lebensunterhalt ihrer Eltern, GroBeltern
oder der unversorgten Geschwister bestritten, erhalten diese maximal 20 %
der Bemessungsgrundlage. Diese Rente gebiihrt jedoch nur, wenn das Hochst-
ausmaB der Hinterbliebenenrente (Witwen- bzw. Witwerrente, Waisenrente)
noch nicht erreicht ist (= 80 % der Bemessungsgrundlage). AuBerdem wird diese
Hinterbliebenenleistung nur einmal gewahrt, sodass folgende Reihenfolge gilt:
Eltern vor GroBeltern, GroBeltern vor Geschwistern.

d) Bestattungskostenbeitrag

Sind Versicherte durch die Folgen eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrank-
heit gestorben, erhalt die - oder derjenige, die bzw. der die Kosten der Bestattung
getragen hat, einen Teilersatz der Aufwendungen als Pflichtleistung der Unfall-
versicherung. Die Hohe betrdgt ein Flinfzehntel der Bemessungsgrundlage, min-
destens jedoch 1.962,59 € im Jahr 2026 (dies entspricht 150 % des Ausgleichs-



zulagenrichtsatzes flr alleinstehende Pensionsbezieher:innen aus eigener
Pensionsversicherung).

e) Witwen- bzw. Witwerbeihilfe

Diese einmalige Leistung geblihrt der bzw. dem Hinterbliebenen einer bzw. eines
Schwerversehrten, wenn der Tod nicht Folge eines Arbeitsunfalles oder einer Be-
rufskrankheit war. Sie betrdgt 40 % der Bemessungsgrundlage.

35



36

Zur Autorin

Mag.? Sophia Marcian-Eroglu ist Referentin in der Abteilung Sozialversiche-
rung der Kammer flr Arbeiter und Angestellte Wien. Ihre Tatigkeit umfasst
Rechtsberatung, Gerichtsvertretung sowie Interessenpolitische Arbeit im Bereich
Sozialversicherung und Gesundheit.



	Inhalt
	1 Allgemeines zur gesetzlichen Unfallversicherung
	1.1 Historischer Rückblick
	1.2 Gesetzliche Unfallversicherung – Schadenersatzrecht
	1.3 Die Versicherungsträger
	1.4 Daten zur gesetzlichen Unfallversicherung

	2 Versicherungsfälle in der gesetzlichen Unfallversicherung
	2.1 Der Arbeitsunfall
	2.2 Die Berufskrankheit
	2.3 Geschützte Lebensbereiche
	2.3.1 Die Erwerbstätigkeit
	2.3.3.1 Telearbeit / Remote work
	2.3.1.2. Arbeitsweg
	Arztweg
	Weg zum Kindergarten/zur Schule

	2.3.2 Schulbesuch und Studium
	2.3.3 Hilfeleistungen im Fremdinteresse


	3 Aufgaben und Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung
	3.1 Sachleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung
	3.2 Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung

	Zur Autorin


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (Coated FOGRA39 \050ISO 12647-2:2004\051)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /sRGB
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo false
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveFlatness false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages false
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 150
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.17647
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 1.30
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages false
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 150
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.17647
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 1.30
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages false
  /MonoImageMinResolution 300
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /Unknown

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AllowImageBreaks true
      /AllowTableBreaks true
      /ExpandPage false
      /HonorBaseURL true
      /HonorRolloverEffect false
      /IgnoreHTMLPageBreaks false
      /IncludeHeaderFooter false
      /MarginOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /MetadataAuthor ()
      /MetadataKeywords ()
      /MetadataSubject ()
      /MetadataTitle ()
      /MetricPageSize [
        0
        0
      ]
      /MetricUnit /inch
      /MobileCompatible 0
      /Namespace [
        (Adobe)
        (GoLive)
        (8.0)
      ]
      /OpenZoomToHTMLFontSize false
      /PageOrientation /Portrait
      /RemoveBackground false
      /ShrinkContent true
      /TreatColorsAs /MainMonitorColors
      /UseEmbeddedProfiles false
      /UseHTMLTitleAsMetadata true
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /BleedOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /ConvertColors /ConvertToRGB
      /DestinationProfileName (sRGB IEC61966-2.1)
      /DestinationProfileSelector /UseName
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements true
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MarksOffset 6
      /MarksWeight 0.250000
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PageMarksFile /RomanDefault
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /UseDocumentProfile
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [595.000 842.000]
>> setpagedevice




